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Stellungnahme für den Innen- und Rechtsausschuss 
 
 
 
Gesetzentwurf der Fraktion der Piraten, Drucksache 18/446 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Namen der Deutschen Polizeigewerkschaft im dbb danke ich Ihnen für die 
Möglichkeit zur Stellungnahme. 
 
Die Einführung eines Richtervorbehalts bei verdeckten Bildaufnahmen und -
aufzeichnungen wird nicht für erforderlich erachtet. 
 
Die besonderen Mittel der Datenerhebung sind hinlänglich differenziert in ihrer 
Eingriffstiefe. Der Gesetzgeber hat vollkommen zu Recht festgestellt, dass eine 
verdeckte Bildaufnahme der Polizei zur Gefahrenabwehr deutlich unterhalb der 
Eingriffsintensität zu den anderen besonderen Mitteln der Datenerhebung zu sehen 
ist. Dieses ist auch eine lebensnahe Betrachtung. Selbstverständlich greift das 
verdeckte Abhören des gesprochenen Wortes in einer Wohnung oder die 
längerfristige und planmäßige Observation einer bestimmten Person sehr viel tiefer in 
die Intimsphäre des Betroffenen ein als eine verdeckte Bildaufnahme. 
 
Die Anordnungsbefugnis ist im Hinblick auf die Eingriffsintensität hinreichend 
differenziert geregelt. So gilt auch für die verdeckte Bildaufnahme und –aufzeichnung 
die Regel, dass grundsätzlich der Leiter einer Polizeibehörde oder eine von ihm 
beauftragte Person anordnungsbefugt ist. Hierbei handelt es sich regelmäßig um 
ausgesprochen rechtssichere Personen des höheren Polizeidienstes. 
 
Eine Gesetzesänderung wird als nicht erforderlich betrachtet. Zudem wird darauf 
hingewiesen, dass es auch gute verfahrenstatsächlichen Gründe gibt, die Schwelle 
für einen Richtervorbehalt für staatliche Eingriffsmaßnahmen nicht ständig 
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abzusenken, sondern auf besonders eingriffsintensive Maßnahmen zu konzentrieren. 
Die Ernsthaftigkeit des Rechtsschutzgedankens durch einen Richtervorbehalt 
orientiert sich nach Auffassung der DPolG nicht daran, diesen auszuweiten. 
 
 
 
 

 
Torsten Gronau 
Landesvorsitzender 




